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Vorwort 
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Besonderen Dank schulde ich Herrn Univ.-Prof. Dr. Hans-Wemer Laubinger, 
an dessen Lehrstuhl ich seit vielen Jahren tätig sein darf und der diese Arbeit 
angeregt und betreut hat. Von ihm habe ich sehr viel gelernt. Die Freiheit zu 
eigenständiger wissenschaftlicher Arbeit, die ständige Diskussionsmöglichkeit, 
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privaten Dingen und die gute Atmosphäre am Lehrstuhl haben mir sehr gehol-
fen. Danke! 

Unter den Freunden und Kollegen gilt mein besonderer Dank Dr. Andreas 
Haratsch und Dr. Dieter Kugelmann, nicht nur, aber auch für viele gute Ge-
spräche und für die so selbstverständlich gewährte Unterstützung. 

Danken möchte ich darüber hinaus Herrn Univ.-Prof. Dr. Dieter Dörr für die 
bereitwillige Zweitbegutachtung und dem Zentrum für Umweltforschung der 
Johannes Gutenberg-Universität Mainz für die finanzielle Förderung der Arbeit. 
Großen Dank schulde ich außerdem Herrn Univ.-Prof. Dr. Christoph Huber und 
seinem Team, ohne die diese Arbeit nicht fertiggestellt worden wäre. 

Schließlich möchte ich mich bei meinen Eltern, Werner und Erika Repke-
witz, für den Rückhalt und die Unterstützung bedanken. Last but not least 
danke ich meiner Frau, Gabriele Lobrum. Sie hat - nicht allein und nicht nur -
den Part der Ungeduld übernommen. Sie hat die kleinen Freuden und die 
Kümmernisse bei der Entstehung aus nächster Nähe miterlebt. Ihr widme ich 
die Arbeit - trotz des Themas. 

Bischofsheim, im August 1998 Ulrich Repkewitz 
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Erster Teil 

Einleitung 

Die deutsche Rechtsordnung kennt eine Fülle von Normen, die an den Be-
stand von Streitkräften in Gestalt der Bundeswehr anknüpfen. Sie sind im Ver-
fassungsrecht1 ebenso anzutreffen wie im Zivilrecht2, im Strafrechf und im 
Strafprozeßrecht4• Duen Schwerpunkt haben sie im Verwaltungsrecht5. Allein 
die verwaltungsrechtlichen Vorschriften für die Bundeswehr sind Gegenstand 
dieser Untersuchung. Das schließt nicht aus, daß einzelne Bundeswehr-Vor-
schriften vor allem des Grundgesetzes in die Betrachtung einbezogen werden 
müssen. Denn Verwaltungsrecht ist vor allem konkretisiertes Verfassungs-
recht6. 

Regelungstiefe der Sondervorschriften 

Die verwaltungsrechtlichen Sondervorschriften für die Bundeswehr regeln 
eine Materie nach streitkräftespezifischen Kriterien7 . Hinsichtlich der Rege-
lungstiefe sind zwei Regelungsmodelle zu unterscheiden. 

Vollregelungen normieren ein Rechtsgebiet umfassend und weichen streit-
kräftespezifisch von den allgemeinen Regelungen ab. Sie beschränken sich 
nicht auf die Normierung der Abweichungen. Nach ihrem Geltungsanspruch ist 
zu differenzieren zwischen zwingenden und fakultativen Normen. 

I Vgl. Art. 17a, 65a, 73 Nr. I, Art. 87a, 87b GG. 
2 Vgl. etwa § 570 BGB. 
3 Vgl. §§ 89, 109 fT., 113 StGB, §§ 112a fT. JGG, § 114 OWiG wld das WehrstrafD 

vom 30.3.1957 i.d.F. der Bek. vom 24.5.1974 (BGBl. I S. 1213), zul. geändert durch G. 
vom 26.1.1998 (BGBI.I S. 164). 

4 Vgl. § 105 Abs. 3 StPO. 
5 Dazu ausführlich unten § 2. 
6 Vgl. Werner, "Verwaltungsrecht als konkretisiertes Vertassungsrecht", DVBl. 1959 

S. 527 fT. 
7 Lerche, FS Dürig, S. 401 fT.,401. 
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Zwingende Vollregelungen verdrängen in ihrem Geltungsbereich die allge-
meinen Bestimmungen. Beispiele hierfür bieten das Dienstrecht für die Solda-
ten und Wehrpflichtigen8 und das Sicherheitsrecht9. 

Fakultative Vollregelungen nonnieren eine Materie ebenfalls umfassend. Sie 
verdrängen die allgemeinen Bestimmungen jedoch nicht, sondern ergänzen sie. 
Fakultative Normen sind nur dann anwendbar, wenn die Bundeswehr ihr Ziel 
mit den allgemeinen Vorschriften nicht erreichen kann. Solche Vorschriften 
enthält vornehmlich das Beschaffungsrecht im Landbeschaffungsgesetz 
(LBG)\O und im Bundesleistungsgesetz (BLG)II. Weder die Möglichkeit eines 
freihändigen Erwerbs (§§ 2 ff. LBG) oder der Enteignung (§§ 10 ff. LBG) von 
Grundstücken noch die Möglichkeit der Anforderung von Sachen oder Leistun-
gen nach dem BLG verdrängen die allgemeinen zivilrechtIichen Bestimmungen 
über Kauf-, Überlassungs-, Dienstleistungs- oder sonstige geeignete Verträgel2 . 

Es ist der Bundeswehr unbenommen, ihren Bedarf als Marktteilnehmer auf 
zivilrechtIichem Wege zu decken. Die Möglichkeiten, die die Beschaf-
fungsgesetze vorsehen, stehen ihr zusätzlich zum Zivilrecht zur Verfügung. 

Während Vollregelungen typischerweise in eigenen Gesetzen enthalten sind, 
sind Teilregelungen in allgemeine Gesetze eingebunden. Sie modifizieren deren 
Regelungen in mehr oder minder weitem Umfang. Dieser ist je nach dem 
Sachgebiet sehr verschieden und kann in die Nähe von Vollregelungen füh-
ren13. Teilregelungen sind in nahezu allen Bereichen des Besonderen Verwal-

8 Vgl. die grundsätzlichen Regelungen im Gesetz über die Rechtsstellung der Solda-
ten (Soldatengesetz) i.d.F. der Bek. vom 15.12.1995 (BGBI. I S. 1737), zul. geändert 
durch G. vom 4.12.1997 (BGBI. I S. 2846), im Soldatenbeteiligungsgesetz i.d.F. der 
Bek. vom 15.4.1997 (BGBI. I S. 766), und im Wehrpflichtgesetz i.d.F. der Bek. vom 
15.12.1995 (BGBl. I S. 1756, ber. 1996 I S. 103), geändert durch G. vom 25.3.1997 
(BGBl. I S. 726). 

9 Gesetz über die Anwendung urunittelbaren Zwanges und die Ausübung besonderer 
Befugnisse durch Soldaten der Bundeswehr und zivile Wachpersonen (UZwGBw) vom 
12.8.1965 (BGBl. I S. 796), geändert durch G. vom 2.3.1974 (BGBI. I S. 469); Gesetz 
über die Beschränkung von Grundeigentunl für die militärische Verteidigwlg (Schutzbe-
reichgesetz - SchBerG) vom 7.12.1956 (BGBI. I S. 899), zul. geändert durch G. vom 
20.12.1976 (BGBI. I S. 3574). 

10 Gesetz über die LandbeschatTung flir Aufgaben der Verteidigung (Landbeschaf-
fungsgesetz) vom 23.2.1957 (BGBl. I S. 134), zul. geändert durch G. vom 14.9.1994 
(BGBI. I S. 2325). 

11 Bundesleistungsgesetz i.d.F. der Bek. vom 27.9.1961 (BGBI. I S. 1769), zul. geän-
dert durch G. vom 14.9.1994 (BGBl. I S. 2325). 

12 Danekelmann, LandbeschatTungsgesetz, Einflihrwlg Amn. 4; Ebsen, Militärische 
Bodennutzung, S. 94 f 

13 Das ist etwa dann der Fall, wenn die Geltung eines Gesetzes für den Bereich der 
Bundeswehr ausgeschlossen wird. 
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tungsrechts zu finden, ihre Schwerpwlkte haben sie im Umwelt- und techni-
schen Sicherheitsrecht. 

Ziel der Untersuchung 

Im Mittelpwlkt der Untersuchung stehen die Teilregelungen. Sie weisen trotz 
vergleichbarer Regelungstiefe ein sehr unterschiedliches Erscheinungsbild auf. 
Das dürfte seinen Grund zumindest teilweise in den unterschiedlichen Entste-
hungszeiten dieser Normen und in ihrer Einbindung in die jeweiligen Fach-
gesetze haben. Ziel dieser Untersuchung ist es, die Teilregelungen in den ver-
fassungsrechtlichen Kontext eingebettet auf eine einheitliche Systematik und 
etwaige WertungswiderspTÜche zu prüfen. Damit wird die Grundlage geschaf-
fen für eine systemgerechte Fassung neuer Bundeswehrklauseln und für die 
Überlegungen zu einer Kodifizierung des UmweItrechts, die von verallgemei-
nerungsfähigen Grundlagen ausgehen 14. 

Gang der Untersuchung 

Die Systematisierung wird am Beispiel des UmweItrechts unternommen. Die 
Probleme einer Zersplitterung der Sondemormen für die Bundeswehr sind bei 
den Arbeiten zu einem Umweltgesetzbuch15 besonders beklagt worden16 Am 
Beginn steht daher eine Bestandsaufnahme der umweltrechtlichen Sondervor-
schriften für die Bundeswehr. Das übrige Besondere Verwaltungsrecht wird, 
um möglichen Zerschneidungseffekten entgegenzuwirken, in diese Bestands-
aufnahme einbezogen. 

In einem Allgemeinen Teil werden die Sondervorschriften in Fallgruppen zu-
sammengefaßt und in ihre verfassungsrechtlichen Rahmenbedingungen einge-
ordnet, um ihre Grenzen zu ermitteln. Ihre Voraussetzungen und Rechtsfolgen 

14 Der Bestand allgemeiner Rechtssätze für die Bundeswehr wird für das Um-
weltrecht inzident behauptet, ohne hierfür jedoch den Beweis anzutreten, vgl. Kloepfer/ 
RehbinderISchmidt-Aßmann/Kunig, Umweltgesetzbuch - Allgemeiner Teil -, S.497, 
501 ff., und BMU (Hrsg.), UGB-KomE, S. 546. 

15 Vgl. die Entwürfe eines Allgemeinen Teils VOll KloepferiRehbinderISchmidt-Aß-
mann/Kunig, Umweltgesetzbuch - Allgemeiner Teil-, und eines Besonderen Teils VOll 
Jarass/Kloepfer/KunigiPapier/PeineIRehbinderISalzwedeIISchmidt-Aßmann, Umwelt-
gesetzbuch - Besonderer Teil - (UGB-BT), sowie den Entwurf der Unabhängigen 
Sachverständigenkommissioll beim BMU (UGB-KomE). 

16 KloepferIRehbillderISchmidt-AßmallnIKullig, Umweltgesetzbuch - Allgemeiner 
Teil-, S. 502 f.; ebenso UGB-KomE, S. 542 f. 
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